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Generalversammlungen
per Whatsapp?
Die jährlichen General- oder Gesellschafterversammlungen bei AGs und GmbHs
stehen an. Was müssen Verwaltungsräte und Geschäftsführer zwingend beachten?
Welche Rechte stehen Aktionären und Gesellschaftern zu?

ANDRÉ BRUNSCHWEILER

Die General- oder Gesellschafterver-
sammlungen (GV) ist innert sechs Mo-
naten nachAbschluss des Geschäftsjah-
res durchzuführen. Dieses endet für die
meisten Gesellschaften mit dem Kalen-
derjahr übereinstimmt, ist der Stichtag
Ende Juni. Kommt es zu Verspätungen,
droht mangels Wiederwahl des Verwal-
tungsräte (VR) der Verlust der Hand-
lungsfähigkeit. Das Recht der GmbH
verweist imWesentlichen auf das Recht
der AG, weshalb dieser Artikel grund-
sätzlich nicht zwischen diesen Gesell-
schaftsformen unterscheidet.

Einladung und Durchführung
durch den VR
Von Gesetzes wegen muss der VR min-
destens 20 Tage vor der GV einladen.
Bei GmbHs kann die Frist statutarisch
auf 10 Tage verkürzt werden. Mit der
Einladung sind die Traktanden und Be-
schlussanträge anzukündigen; die Jah-
resrechnung – also Bilanz, Erfolgsrech-
nung undAnhang – ist ebenfalls zurVer-
fügung zu stellen sowie der Revisions-
bericht, falls ein Revisor besteht. Bei
einem Verstoss können Beschlüsse der
GV angefochten werden.

Sofern die Statuten dies vorsehen, kön-
nen GVs virtuell stattfinden, als Teams-
Meeting oder per Telefonkonferenz.
Auch hybride GVs sind möglich. Zu-
dem können GV-Beschlüsse schriftlich
gefasst werden, zum Beispiel auf dem
Zirkularweg, aber auch «in elektro-
nischer Form». Dies ermöglicht eine
Beschlussfassung auch per Whatsapp.
Jedoch kann jederAktionär eine münd-

liche Beratung verlangen und damit
eine schriftliche oder elektronische Be-
schlussfassung verhindern.

Auch bei einer virtuellen GV muss
jeder Teilnehmer Anträge und Fra-
gen stellen und an der Diskussion teil-
nehmen können. Bei einer Beschluss-
fassung per Whatsapp wird der VR die
Whatsapp-Konten den jeweiligenAktio-
nären zuordnen und auch vermerken

müssen,wie vieleAktienstimmen jeweils
vertreten sind.

Infrastruktur, Dokumentation
und rechtliche Folgen
Der VR ist für die Infrastruktur ver-
antwortlich, die er zur Verfügung stellt.
Bei technischen Problemen wie Über-
tragungsfehlern und Manipulationen
muss der VR den Mangel beheben; ist
dies nicht möglich, muss er die GV ab-
brechen und wiederholen. Eine Verlet-
zung dieser Pflichten führt zurAnfecht-
barkeit der Beschlüsse.

Oft geht vergessen, dass auch elek-
tronisch gefasste Beschlüsse, etwa per
Whatsapp, während zehn Jahren auf-
zubewahren sind. Zu Dokumentations-
zwecken empfiehlt es sich, elektronisch
gefasste Beschlüsse in einem sogenann-
ten Erwahrungsprotokoll festzuhalten.
Darin fasst der VR kurz das Prozedere
zusammen und hält die gefassten Be-
schlüsse fest. Ein Erwahrungsprotokoll
ist für Beschlüsse unumgänglich, die ins
Handelsregister einzutragen sind.

Die wesentlichsten
Aktionärsrechte an der GV
Aktionäre können an der GV persönlich
teilnehmen oder sich – vorbehältlich an-
derslautender Statuten – vertreten las-
sen. Neben dem Auskunftsrecht haben
Aktionäre mit mindestens fünf Prozent
Aktienstimmen das Recht, Einsicht in
die Geschäftsbücher zu nehmen.

Das Auskunfts- und Einsichtsrecht
bezieht sich grundsätzlich auf alle An-
gelegenheiten der Gesellschaft, soweit
diese für die Ausübung der Aktionärs-
rechte erforderlich sind. In einem Kon-
zern kann dies sogar die Angelegenhei-
ten vonTochtergesellschaften umfassen.
DerVR darf dieAuskunft nur aufgrund
vonGeschäftsgeheimnissen oder «ande-
rer schutzwürdiger Interessen der Ge-

sellschaft» verweigern. In der Praxis nut-
zen VR diese Gummibegriffe oft, um
unliebsame Fragen gar nicht oder nur
nichtssagend zu beantworten. Immerhin
muss derVR eineVerweigerung schrift-
lich begründen, und demAktionär steht
der Klageweg offen.

Bei GmbHs sind Informationsrechte
umfassender. Dort können Gesellschaf-
ter von der Geschäftsführung jederzeit
Auskunft zu sämtlichen Angelegenhei-
ten verlangen und Einsicht in Geschäfts-
bücher nehmen.

Entlastung des Verwaltungsrats
als besonderer Fall
Zum typischen Traktandum einer
ordentlichen GV gehören neben der
Abnahme der Jahresrechnung, der
Beschlussfassung über den Bilanzge-
winn und der Wiederwahl der Organe
auch die Entlastung desVerwaltungsrats
und derGeschäftsführung.Dies ist im In-
teresse des VR, da dies das Risiko von
Verantwortlichkeitsklagen durch Aktio-
näre reduziert – zumindest für dann be-
kannteTatsachen.Für die Entlastung ha-
ben Personen, die in irgendeiner Weise
an der Geschäftsführung teilgenommen
haben, kein Stimmrecht.

Wer vom Stimmrecht ausgeschlossen
ist,darf weder alsVertreter eines anderen
Aktionärs mitwirken noch einenVertre-
ter für seine Aktien bestimmen.

Egal ob Eichhörnchen oder Privatperson: Wir schlafen alle
besser, wenn die Vorratskammer voll ist. Vorsorge liegt eben in
unserer Natur. Bei Pax seit 1876. Diese 149 Jahre haben wir
dazu genutzt, um zur besten Schweizer Anbieterin für private
Vorsorge zu werden. Heisst, dass wir kein Auge zumachen,
bevor Sie nicht ganz entspannt in die Zukunft blicken können:
pax.ch/private-vorsorge
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Virtuelle GVs perWhatsapp sind erlaubt, sofern die Statuten es vorsehen. ADOBE STOCK

André Brunschweiler, Partner der Anwalts-
kanzlei Lalive in Zürich, gibt auf KMUtoday.ch
Antworten auf juristische Fragen, die Schwei-
zer KMU beschäftigen können beziehungswei-
se beschäftigen sollten.
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